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«Google will keine Werbung 
für Bitcoin anzeigen»
Stimmt doch nicht! Seriöse 
Unternehmen (sie müssen 
dazu eine Bewilligung ein-
holen) dürfen immer noch 
bei Google werben. Zudem 
gilt das Verbot nicht nur  
für Kryptowährungen, 
 sondern auch für andere 
 Finanzprodukte wie binäre 
Optionen und so weiter. Ist 
auch gut so, 98 Prozent ist 
Betrug.
Patrick Kreienbühl

Offenbar richtet sich das 
Werbeverbot für Krypto-
produkte generell an alle 
Anbieter. So werden wohl 
auch seriöse Blockchain-
projekte und technologisch 
anspruchsvolle Kryp-
towährungen in Sippenhaft 
genommen. Die gesamte 
Kryptobranche könnte so 
weiter darunter leiden, 
dass Scams an der Glaub-
würdigkeit kratzen. Auch 
könnte es darin resultieren, 
dass zukünftig auch allge-
meine Inhalte, die sich um 
die Blockchaintechnologie 
drehen, fälschlicherweise 
durch das Verbot betroffen 
sein könnten.
Daniel Portmann
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«Tiefe Preise – hoch im Kurs»
Tiefe Preise, hoch im    
Kurs – sehr spannender 
Budget-ansatz in der CH 
#Berghotel 
Karoline Simonitsch
@KS3_Karo
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«Wie man der Angst vor  
Digitalisierung begegnet»
Völlig richtig. Mitarbeiter 
bräuchten keine Angst vor 
der Digitalisierung zu ha-
ben, wenn sie ihre Soft Skills 
«digi-fit» machten. Vielen 

Dank, Sandra Escher Clauss 
und @Handelszeitung für 
das Interview! #Digitalisie-
rung ruft nach Soft Skills. 
Jürgen Kob
@JuergenKob 
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«Wer ist Arbeitnehmer?»
#Uber als Beispiel, dass in 
der digitalisierten Welt die 
klassische Aufteilung zwi-
schen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer zusehends ver-
schwindet. Der Streit um 
den US-Fahrdienst erreicht 
die Schweizer Politik via  
@Handelszeitung 
#sharing economy
Francesca Romano
@CessyRomano
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«Auch die SBB haben 
 Gewinne versteckt»
Sofern die damals gesetz-
lich geltenden Vorschriften 
dies buchhalterisch zulies-
sen und eingehalten wur-
den, sollte man nicht jetzt, 
im Nachhinein, mit dem 
gros sen Medienfinger diese 
Unternehmen öffentlich 
vorverurteilen und in Miss-
kredit bringen. Es gibt Tau-
sende von Firmen, die hier 
in der Schweiz gross absah-
nen und dabei jedes 
 Steuerloch ausnutzen und 

ihre Gewinne ins Ausland 
transferieren – mehr oder 
weniger legal. Unser Polit-
wasserkopf in Bund/Kan-
ton/Gemeinden generiert 
ebenfalls genug unnötige 
Kosten zulasten des Steuer-
zahlers, vor allem bei den 
Klein- und Mittelverdie-
nern. Motzen, kritisieren 
und mit dem Finger auf an-
dere zeigen ist einfach und 
kann jeder Vollpfosten. 
Martin Müller

@
DIALOG

Schreiben  
Sie uns
Ihre Meinung ist uns wichtig. 
Wir freuen uns über Kritik, 
Lob und Anregungen über 
folgende Kanäle:

E-Mail: redaktion@ 
handelszeitung.ch
Twitter: twitter.com/ 
handelszeitung 
facebook:  
facebook.com/ 
handelszeitung
Online: Posten Sie  
Ihre Meinung auf  
www.handelszeitung.ch  
unter einen Artikel

Menschenrechte
Die neue Normalität 

Eigenmietwert Systemwechsel ist fair

A ls ehemaliger Sonderbeauftragter des 
UNO-Generalsekretärs für Wirtschaft 
und Menschenrechte und als Autor  
der diesbezüglichen UNO-Leitprinzipien 
verfolge ich mit grossem Interesse die 

schrittweise Umsetzung von Instrumenten, welche die 
Respektierung der Menschenrechte durch Unterneh-
men fördern – auch durch nationale politische Mass-
nahmen und Gesetze.

Dass die Schweizer Regierung beschlossen hat, ihrer 
Bevölkerung keinen Gegenvorschlag zur Konzern-
verantwortungsinitiative zu unterbreiten, hat mich ent-
täuscht. Denn das Thema ist nicht nur für die dort 
 domizilierten Grossunternehmen von immenser Be-
deutung, sondern auch für die Marke «Schweiz».

Westschweizer Unternehmen für  
Gegenvorschlag zur Konzerninitiative

Deshalb freue ich mich, dass der Westschweizer 
Wirtschaftsverband Groupement des Enterprises Multi-
nationales (GEM), welcher über neunzig multinatio-
nale Unternehmen vertritt, eine konstruktive Haltung 
zur Volksinitiative vertritt. Sein Generalsekretär, Arnaud 
Bürgin, sagte kürzlich gegenüber der «Neuen Zürcher 
Zeitung», dass die GEM mit einem derzeit im Parlament 
diskutierten Gegenvorschlag, der Massnahmen zur 
Sorgfaltsprüfung beinhaltet, grundsätzlich einverstan-
den ist. Gleichzeitig haben die Initianten ihre Bereit-
schaft signalisiert, diese aus Wirtschaftskreisen stam-
mende Kompromissformel zu akzeptieren. 

Klar ist: Menschenrechtliche Sorgfaltsprüfungen 
entlang der Wertschöpfungskette sind für Unterneh-
men das wirksamste Instrument, um eine Verstrickung 
in Menschenrechtsverletzungen zu vermeiden. Solche 
Prüfungen schützen wirtschaftliche und ethische Werte 
gleichermassen. Seit der einstimmigen Verabschiedung 
der UNO-Leitprinzipien durch den Menschenrechtsrat 

im Jahr 2011 haben sich deshalb Regierungen, Unter-
nehmen wie auch die Zivilgesellschaft nachdrücklich 
für diesen Mechanismus eingesetzt.

Die Schweiz droht international  
den Anschluss zu verlieren

Wenn die Schweiz in diesem Bereich einen fort-
schrittlichen Wandel einleitet, steht sie damit nicht 
 allein da. In der Tat läuft sie sonst Gefahr, international 
ins Hintertreffen zu geraten. In einer Reihe von Rechts-
ordnungen, die von Kalifornien bis Grossbritannien 
 reichen, sind etwa Anti-Sklaverei-Gesetze in Kraft. 
Frankreich wiederum hat ein Sorgfaltsgesetz verab-
schiedet. Und in Kanada gibt es seit kurzem das Amt 
einer Ombudsperson, die Zeugen vorladen und Doku-
mente von kanadischen Unternehmen einfordern darf, 
die im Ausland begangener Menschenrechtsverlet-
zungen beschuldigt werden. 

Sollten bis ins Jahr 2020 weniger als die Hälfte der 
deutschen Grossunternehmen menschenrechtliche 
Sorgfaltsprüfungen verankert haben, wird gemäss 
Koalitionsvertrag auch die neue deutsche Bundesregie-
rung diese verbindlich machen. Und die EU-Kommis-
sion prüft neue «Corporate Governance»-Regeln, die 
von Verwaltungsräten die Publikation von Nachhaltig-
keitsstrategien verlangen, die angemessene Sorgfalts-
prüfungen entlang der gesamten Lieferkette be inhalten. 
Diese unvollständige Liste zeigt: Menschenrechtliche 
Sorgfaltsprüfungen sind die neue Normalität für Unter-
nehmen. 

Die Schweiz hat immer noch Gelegenheit, diese von 
der Konzernverantwortungsinitiative und der GEM auf-
gebrachten Themen fundiert und umsichtig zu disku-
tieren. Ich fordere alle Betroffenen dringend auf, in 
 einen konstruktiven Dialog zu treten und sich auf die 
konvergierenden Standpunkte dieser beiden wichtigen 
Interessengruppen zuzubewegen.

Ursprünglich als Notkriegssteuer eingeführt, 
belastet der Eigenmietwert Wohneigentü-
mer nunmehr seit über hundert Jahren. In 
den vergangenen Jahrzehnten beschäftigte 

der Eigenmietwert wiederholt nicht nur das Parlament, 
sondern auch das Stimmvolk. Bislang waren die Bemü-
hungen, die unfaire Besteuerung eines fiktiven Einkom-
mens zu beenden, leider vergebens.

Nun liegt eine grundsätzlich faire Lösung auf dem 
Tisch: Ein Vorstoss der ständerätlichen Wirtschafts-
kommission (WAK-S) sieht die Aufhebung der Eigen-
mietwertbesteuerung für selbstgenutztes Wohneigen-
tum am Hauptwohnsitz vor. Im Gegenzug sollen die  
bestehenden Abzugsmöglichkeiten beispielsweise für 
Unterhaltsarbeiten, Verwaltung oder Aufwendungen 
für Versicherungsprämien aufgehoben werden. Der 
Vorstoss fordert einzig, dass der Verfassungsauftrag der 
Wohneigentumsförderung Beachtung findet. 

Systemwechsel erhält Zustimmung  
von vielen Seiten

Der vorgeschlagene Systemwechsel findet sowohl in 
der Politik als auch in den Medien Zustimmung. End-
lich scheint es, als würde eine Lösung präsentiert  
werden, die langfristig niemanden benachteiligt und 
sowohl im Parlament als auch in der schweizerischen 
Bevölkerung mehrheitsfähig scheint. Insbesondere für 
ältere Wohneigentümer, die ihre Hypotheken amorti-

siert haben, würde der Systemwechsel einen Befrei-
ungsschlag darstellen. Auch wäre dieser eine geeignete 
Möglichkeit, der steigenden Verschuldung der Privat-
haushalte entgegenzuwirken. 

Nicht nur der Hauseigentümerverband Schweiz 
(HEV), sondern auch der Hauptverband des Baugewer-
bes, Bauenschweiz, stellt sich hinter den vorgeschlage-
nen Systemwechsel. Angst vor einem Einbruch der  
Aufträge scheint bei Bauenschweiz nicht zu bestehen, 
im Gegenteil: Die hohe Qualität und das faire Preis-
Leistungs-Verhältnis in der Bauwirtschaft sprächen für 
sich, erklärte der Verband unlängst. 

Einen faden Beigeschmack hat unter diesen Vorzei-
chen der Kommentar von Suissetec-Direktor Hans- 
Peter Kaufmann (siehe «Handelszeitung» Nr. 11 vom 
15. März 2018). Sein Vorwurf, der Systemwechsel stelle 
eine staatliche Förderung der Schwarzarbeit dar, greift 
nicht nur die Wohneigentümer, sondern auch sämtliche 
Unternehmen der schweizerischen Baubranche an.

Die Aufhebung des Unterhaltskostenabzugs ist kei-
nesfalls ein Freipass für Schwarzarbeit und Missbrauch 
des Steuersystems, sondern eine faire Konsequenz des 
generellen Systemwechsels. Hinzu kommt, dass die 
Aufhebung des Unterhaltskostenabzugs lediglich auf 
selbstbewohntes Wohneigentum am Hauptwohnsitz 
Anwendung findet, nicht aber auf vermietete Liegen-
schaften oder selbstgenutzte Zweitwohnungen. 

Pauschalisierung ist  
fehl am Platz

Eine faire Lösung der Eigenmietwertproblematik als 
staatliche Förderung von Schwarzarbeit zu disquali-
fizieren, ist vor diesem Hintergrund verfehlt. Ebenso 
wenig ist es angebracht, aufgrund allfälliger vereinzelter 
Vorfälle sowohl die Wohneigentümer als auch Unter-
nehmen der Bauwirtschaft pauschal einer strafbaren 
Handlung zu verdächtigen.

«Sorgfaltsprüfungen 
sind das wirksamste 
Instrument, um die 
Verletzung von  
Menschenrechten zu 
vermeiden.»

John Ruggie
Professor für  
Menschenrechte und  
Internationale  
Beziehungen, Harvard

«Das ist keinesfalls ein Freipass  
für Schwarzarbeit.»

Geschlechter-
neutrales 
Salarium
ESTHER-MIRJAM DE BOER

I ch gehe ins Sala-
rium, wenn ich 
Mitarbeitende ein-

stelle. Das ist kein 
Schreibfehler und es 
geht nicht um gebräun-
te Haut. Es geht ums 
Geld. Das Bundesamt für Statistik macht 
Lohnstrukturerhebungen bei 750 000 
Schweizer Angestellten, um diese Daten 
aggregiert der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung zu stellen. Im Lohnrechner von 
 Väterchen Staat kann ich nachsehen, wie 
ich meine Leute im Branchenvergleich 
bezahle. Oder: wie viel ich meinen Leu-
ten bei Stellenantritt bezahlen will. Das 
ist Lohntransparenz über Firmengrenzen 
hinweg. Da wird ein vieldiskutiertes The-
ma offenkundig: die Lohnunterschiede 
zwischen Männern und Frauen. Bei Alter, 
Ausbildung, Arbeitsort, Dienstjahren, 
 Arbeitszeit und Kaderstufe werden die 
Löhne nach Männern und Frauen separat 
ausgewiesen und dabei wird klar: Frauen 
verdienen strukturell weniger bei völlig 
identischen Parametern. Damit zemen-
tiert das Bundesamt für Statistik mit 
 destruktiver Präzision den Status quo. 
Jede Frau, die gleich viel verdienen will 

wie der ihr ebenbürtige Mann, kriegt von 
Staates wegen vorgeführt, dass ihre For-
derung überrissen ist. Weil sie «nur» eine 
Frau ist.

Advance – Women in Swiss Business ist 
ein Zusammenschluss von siebzig Fir-
men, die sich für die Inklusion von 
 Frauen auf allen Stufen in der Wirtschaft 
einsetzen. Zum Tag der Frau trafen sich 
Hunderte von Führungskräften in Zürich. 
Ein Kernsatz der Veranstaltung lautete 
«Vielfalt ist ein Fakt – Inklusion ist eine 
Wahl». Die Fakten sind belegt, wir haben 
nun die Wahl, wie wir mit ihnen umge-
hen wollen: Kommunizieren wir Löhne 
getrennt und leisten damit den Lohndif-
ferenzen weiter Vorschub oder entschei-
den wir uns dafür, Statistiken über alle 
 Erwerbstätigen zu erstellen und damit 
beiden Geschlechtern dieselbe Referenz-
grösse zur Verfügung zu stellen? Harvard-
Professorin Iris Bohnet beschreibt in 
 ihrem Buch «What Works – Gender Equa-
lity by Design», wie wir unsere Rahmen-
bedingungen und unsere Prozesse verän-
dern können, damit Ungerechtigkeiten 
aufgehoben werden. Das Salarium 
 geschlechterneutral zu gestalten, ist eine 
pragmatische und einfach umsetzbare 
Massnahme für mehr Gerechtigkeit. Es ist 
ein Verfassungsauftrag, notabene. Ma-
chen wir einen Annäherungsversuch.

MEHRWERT (57)

Katja Sieghorst
Hauseigentümerverband Schweiz

«Vielfalt ist ein  
Fakt – Inklusion  
ist eine Wahl.»

Esther-Mirjam de Boer, Präsidentin Verband  
Frauenunternehmen, CEO GetDiversity.


